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8ericht des Ausschusses für Finanzen·
betreffend das Gesetz Zur Durchführung der Vereinbarung über die Krankenan-

staltenfinanzierung und die Dotierung des Wasserwidschaitsfonds

(L " 286/4 - XXI)

I.

Allgemeines

Die Vereinbarung zwischen dem Bund und den
Ländern über die Krankenanstaltenfinanzierung, Utnd
die Dotierung des Wasser.wirtschaftsfoncts wurde
Anfang Juni von dem den Bundeskanzler vertre-
tenden Vizekanzler und von den Landeshauptmän-
nem unterzeichnet. Sie wird glleichzeitig mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf dem Q. Ö. Landtag zur
Genehmigunq vorg,elegt.

Gemäß ihrem Art. 23 ist die Vereinbarung duich
Bundes~ und Landesgesetze durchzuführen (spezielle
Transformation). Bundes'- und Landesg-esetzgeber
haben dabei ihren nach den Bestimmungen der Burt~
deSiver,fassung ;gegebenen jeweili.gen Kompeterilzbe-
reich zu beachten.

Der Nationalrat hat am 30. Juni 1978 die zitierte
Vereinbarung (s, Re'g,ierungsvorlag,e 948, Ausschuß-
bericM 960 BIgNR XIV. GP) gemäß Ar.!. ISa Abs. I
BNG genehmigt und hat gleimzeitig folgende fünf
GesetzeSibeschlüsse zu ihrer Durchführung; geJaßt:

- Bundesgesetz über die Errichtung, eines Kranken-
- ansta'l.ten-,zuslarnmenanheitsfoDids (InitiativantI1ag

102lA, Ausschußbericht 961 BJgNR XIV. GP),

- Novelle zum Finan-zaus,gleichs,gesetz (Initiativan-
trag 99lA, AusschuJlbericht 962 BlgNR XIV. GP),

- Novelle zum KraDJkenanstalteng,esetz (Initiativ-
antrag j()llA, Ausschußbericht 963 BlgNR XIV.
GP),

- Novelle zum Wasserbautenförderung,s.gesetz (Ini-
tiativantrag 98lA, AussmußbericM 964 BlgNR
XIV. GP),

- Bundesg,es.etz über die, finanzielle ,Beteiligung der
Träg,er der soz.ialen Krankerwersiche-rung am
Kr'Ö.nikeIlia'lllstallten.-;ZuS',amlmenalrheit!&foThdls {Inirtia-
tivantrag 100lA, Ausschuß.1>ericht 965
BlgNR XIV. GP).

Dem o. Ö. Lailluldgc wird ,eLie'zitierte Vereinbarung
zugleich mit dem vorliegenden Ge:sHtzenrtwurf zur
Genehmigung gemäß § 2 Abs. 2 des Lande.sverfas-
sungs,geseJrzes. über die Vereinbarungen des Landes
Oberösteneich mit anQeren Ländern und mit dem
Bund, LGB!. NI. 42/1977, vorgelegt. Zur Durchfüh-
rung der Ve.reinharung auf seHen des !LanGes Ober~
ös:terreidl ist das gegenständliche Gesetz erIor,der-
lieh.

IL

Bemerkungen zu einzelnen Bestimm~J.ngen des
Entwurfs

Zu § I:

Durch die Bestimmung des Abs. 1 soll jährlich
eine Erhöhung der für die Sozialversicherung;g-
trägoeT gieltenden P~Iegeq.ebührene~sätze im pro-
zentuellen Ausmaß der Erhöhung der Beitrag,s-
einnahmen der KrankeI1lversicherung.sträg:er be-
wirkt werden.
Die Abs. 2 bis Sf rege1n eingehend d,ie Berech-
nung und Durchfühni~g dies,er Erhöhung.
Abs, 6 binde,t ctie Schiedskommission be:i ihrer
Entscheidung über eHe Höhe der Pfle.g,ege:bühren~
ersätz.e an die .Bestimmung;ei1 der voraIlrQl€henden
Absätze und behält hinsichtlich der Sondergebüh-
renersätze, die ja von der '9,egenständ,lichen Ver-
einbarung nicht erfaßt werden, inhaltlich die bis-
herige Regelung bei.

Zu § 2:

Die durch die Dotierung des neuerrichteten Kran-
kenanstalten ...Zusammenarbei tsfonds vor hande-
neu Mehreinnahmen zur Krarukenanstaltenfinan-
zierung sollen zu keiner einseitigen Entlastung
einer Gebietskörperschaft führen {so S. 8 his 10
des Resümeeprotokolls über die Beratungen am
28. Februar 1978 zur Kranken:anstalteI1lfinaruzie-
rung unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers in
Wien, Beilage zu GZ VST-264l126-1918 vom
1. März 1978}, sie sollen sowohl die Rechitsträg.er
der Krankenanstalten als, auchl Land, und Ge-
meinden in d,em Maß entlasten, in dem e.rhöhte
Fondsmittel geleistet werden. Aus ddes,em Grun-
de sind die bisher gemäß den §§ 41 und 48
de, O.ö. KraThkenaIllSballbeng,esett7.OIS1916,
LGBl. ,Nr. 10, in Rellatdon 'Zur: GelSiarrntsromm,e
der ,Bet'Iierbsahgänge- alle'! ölfellitlichen Kranken·
anstalien stehend,en Prozentsätze ,tLandesbeitrag
67,5 %, Gemeinde.Krank.enanstaltenheiträge
32,5%, Höchstdeck1mg 90%) in Relation zu jewem
iBetrag zu stellen, der nach Abzug der Zuschüsse
des Bundes (FondSimittel) von der Gesamtsumme
aer Betriebi5.aJbgäng.e.aller öf:fentlimen Kranken-
anstalten (Nettobetriebs.abgänge) verbleoibt. Auf
d,ies.e Weise ist sich,er:gestellt, daß jede Verän~
derung 'der Zuschüs.se des Krankenanstalten-Zu-
sarnmenarrbeitsfondrs (Mehr- oder Mindereinnah-
men) im fe,tgelegten Ausmaß an das Land, an
die Gemeinden und an die iRechtsträger der Kran~
kenansta1ten weiteI1gegeben wird.. Dem bisherigen
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Hundertsatz des Landesbeitrages. von 67,5% der
Gesamtsumme aller Betriebsahg!äng,e (Bruttobe-
triebsabgäng,e) entspricht ein Hunderts,atz von
83% d~r Gesamtsumme der Betriebs,abgäng,e ver-
mindert um die Fonds,mittel (Nettobetriebsab-
gänge). wobei der Beremnung die bisher,igen
Zweck.i.uscruüs,sedes Bundes mit höchstens 18,75%
,zuglIiUI1lde :gele'9!t wur;deIlt . .-Dem Ihisheri,glen: Hun-
dertsatrz der Krankenanstaltenbeiträge der Ge-
me,inden von 32,5% entspricht ein Hundertsatz
v:on 40%. Die Mittel für dren Landesheitrag- wer-
den wie .bisher etwa zu 52% vom Land und zu
48% von den Gemeinden zutragen sein.
Die Festsetzung einer Höchstde-ckung' soH aus
wirtschaftlichen Erwägungen beibehalten werden.
Da die erhöhten Fonds.mittel auch denr Rechts-
träg.ern der KrankenanstaLten zugute kommen
sollen, wüd die Höchstdeckung. (analog den Jah-
ren 1974 und 1975, LU denen der Bund erhöhte
Zweckzuschüsse leistete), hinaufg,esetz,L

Zu § 3:
Mit dies,er Bestimmung soll die Befreiung von
landesgeg,etzlich gereqelten Abg,abefil ,in Angele-
g,enheiten des Krankenanstalten-,Zusammenar-
beits.fonds sicherg,estellt werden.

Zu § 4:

.Diese Bestimmung ermöglicht es, daß das Land
für Darlehen, die der Krankenanstalten~Zusam~
menarbeitsfonds zur Finanzierung -bestimmter
Investitionsvorhaben aufnimmt und. die einer
Kranken.ans.talt in Oberösterreich. zugute kom-
men, eine mit dem. Hund sohdarische Haftung
übernimmt.

Dipl.-Ing. RUzberger

Obmann

Zu § 5:

Die Finanzier,ung der Krankenanstalten wird vor-
erst für die Jahre 1916 und 1979 auf Grund der
Vereinbarung über die Krankenanstaltenfinan-
zierung und die Dotierung des Wass-erwirt-
5chaf,tsfonds .geregelt. Es 5,011 daher eHeGeltungs-
dauer dies,es Gesetzes auf die Dauer de-r Geltung
der erwähnten Vereinbarung befristet werden.
Zur Vermeidung eines ung,eregelten Zustandes
sollen Ibei Auslaufen der vereinbarten Regelung
die am 31. Dezember 1977 geltend,en Reg,elung,en
.des O. Ö. KAG. 1976 wi"derin Kraft breten
(Abs. 1 un;d 6).

Abs. 2 bezieht sich vor allem auf die §§ 13 bis 15
dies O. Ö. KAG. 1976.

Die Abs. 3 und 4 enthalten die für 1978 erforder~
lichen Dbergangsregelungen.

khs. 5 i.st epfonc1edrich, ·um rbe,im Uber;g;anrg vom
S}'is.fem delr ZwedczUischüslSe des, IBurudes nach den
§§ 57 und 59 KAG. auf das System der Zusd1üs,se
'des Krr;a!1lkeTharustalt€n~ZtiJs&mmeI1a flbei t:sfonds
eine Lücke zu ve.tmei.den.

Der Ausschuß für Finanzen beantragt, der Hohe
Landtag möge das beigefügte Gesetz zur Durchfüh-
rung der Vereinbarung über die Krankenanstalten-
finanzierung und die Dotierung des Wasserwirt-
schaltslonds beschließen.

Linz, am 28. JuH 1978

Wigefbeyer
Berichterstat,ter

•
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vom.

Gesetz

zur Durchführung der Vereinbarung über die Krankenanstaltenfinanzierung und die Dotierung des
Wasserwirlschaftsfonds

•

Der o. Ö. Landtag hat b.eschlossen:

§ 1
Pflegegebührenersätze und Sondergebührenersätze

(1) Die für die Sozial,versicherung-sträger gelten-
den Pflegegebührenersätze an die Rechtsträger öf-
fentlicher Krankenanstalten sind mit jedem 1. Jän-
ner, erstmals mit 1. Jänner 1978, im prozentuellen
Ausmaß der Erhöhung der Beitragseinnahmen aller
Krankenversicherungsträger vom Vorjahr auf das
laufende Jahr zu erhöhen. Die jeweils neu be:rech-
neten Pflegegebührenersätze sind auf volle SchiUing
zu runden.

(z) Von den BeHragiSeinnahmen eines Kalender-
jahres ist vor der Errechnung des prozentuellen Bei-
tragszuwachses zunächst jener Betrag abzuziehen,
den die Krankenversicherungsträger g·emäß § 44·7 f
ASVG zur Finanzierung der Krankenanstalten ge-
sondert zu überweisen haben. Ferner haben ,bei der
Er,rechulLThgdes prozenrtue1len BeitvCIJQlsrzuwachs,es
nach Abos. 1 jene BeittnaJgiseinonahmenC1Juß€lrBetracht
zu hleiben, die SJich,ab 1. Jänner 1979 'aus AI1Jder:un~
gen des BeüIPdglsrechtes.eIlg,eben, Isooem der rlIaraus
€Ir.f.1ießende'Ertra.g .g€,g,€'tzHcru'zweck.g!€IbundenÜj,t.

(3) Die Beitragiseinnahmen des laufenden Kalen-
derjahres aller dem. Hauptvenband der österre,ichi-
schen Sozialversicherun9lsträger angehörendenl Kran-
kenversich,erungsträger sind den Be-i,tragseinnahmen
des zuletzt vorangegangenen Kalen.derjahres unter
Berücksichtigu.ng des Abs. 7 g·egen.überzusteUen ..Als
Beitragseinnahmen g.elten alle Beiträge für Pflicht-
veTsimerte und tür freiwiU1g, Versiche-rte, die· nach
den Weisungen des Bundesministers für soziale Ver-
waltung über die Re'chnungsleg;ung, als Beitragsein-
nahmen in Betracht kommen,' in der Krankenversi-
cherung der Bauern einschließlich des. Bundesbeitra-
ges ; maßgebend sind die in den Erfolgs.rechnungen
der Krankenverskherungsträg,er ausge.wiesenen Be-
träge. Der Erhöhungsprozentsatz ist vom Hauptver-
band der Sozialversicherungsträger auf zwei Dezi-
malstellen zu runden.

(4) Der Hauptverband der Sozi.alver:sjcherungsträ-
ger hat jeweils spätestens bis 15. Dezember tf"ürdas
nächstfolgende Kalenderjahr einen provisorischen
Hundertsatz zu errechnen, der für die Erhöhung deT
Pfl"gegebühtenersätze ab dem nachd'olgeIKIen I. Jän-
n.er maßgebLich ist. Die neuen Pflegegebührener-
sätze sind auf volle Schilling zu runden, Den Rechts-
träg;em der Krankenanstalten sind die· erhöhten
Pfl.egeg€lbührenersätze so rechtzeitig bekanntzuge-
ben, daß sie ab 1. Jänner der Verrechrnmg .zugrunde
gelegt w,,"den können. Für das Jahr 1978 beträgt
der provisorische Hundertsatz 10,84%.
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(.~)Weicht der provisorische Hunderlsatz vom end-
güLtig,en Hundertsatz ab, so hat zwischen den KIan~
kenversicherungsträgern und den Rerntsträgern der
Krankenanstalten ein finanzieller Ausgleich durch
Nachzahlung oder Gutsmrift im laufenden Kalender-
jahr zu erfolgen. Bei der Erhöhung der Pflegege-
bührenersätze ab dem nächsten 1. Jänner sind 50-

d4inn für d9:s Vorjahr nk~iv jene :Pfl~geq~Riih,rener·
sätz,e ,?U ,euechnen, die :sich bei AruweIljdJ1.1Ilig;d:es
endgültigen Hundertsatzes ergeben hätten. Diese
fiktiven Pflegegebührenersätze sind sodann um den
in Betracht kommenden provisorischen Hundertsatz
zu erhöhen.

(6) Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat
alle von den Krankenversicherungsträgern und vom
Hauptverband der Sozialversicherungsträger zur
Durchführung der Regelung der Abs. 1 bis 5 erstell-
ten Unterlagen und Berechnungen zu überprüfen.
Das Ergebnis der Berechnung des Erhöhungsprozent-
satzes gemäß Abs. 3 und des provisorischen Hun-
dertsatzes gemäß Abs. 4 durch den Hauptverband
der Sozial versicherungsträger bedarf jeweils der Zu-
stimmung des Bundesministers tür soziale Verwal-
tung. Diese Zustimmung ist zu erteilen, wenn die
Uberprüfung die Richtigkeit und Vollständigkeit der
'Unterlagen und Berechnungen ergeben hat. Andern-
falls hat der Bundesminister für soziale Verwaltung
die Thach seiner Auflfa:s.s.ul1Igrichtigelll 'Be.rechiThurugtS~
unterlagen dem Hauptverband der Sozialversiche-
rungsträger zur neuerlichen Berechnung bekanntzu-
geben,

(7) Bei der" Festsetzung der Höhe der Pflegege-
biihrene~sätze nach § 44 Abs, 4 des O. Ö. Kranken~
anstalteDiglesetzes 1976, LGB!. NT. 10, i51t die Schieds~
kommission (§ 44a des 0, Ö. Krarukenanstalteng,e-
setzes 1976) an die Erhöhungssätze nach den vor-
stehenden Absätzen, denen der Bundesminister für
soziale Verwaltung zugestimmt hat, gebunden. Bei
Festsetzung der Höhe der Sondergebührenersätze
nach § 44 Abs. 4 des O. ö. Krankenanstaltengeset-
zes 1976 hat die Schiedskommission insbesonderfl
auf die durch den Betrieb der Anstalt entstehenden
Kosten, soweit sie bei der Ermittlung der Sonder-
glelbÜihren zugiflunde ,gel,egt werden dürfen, sow.ie auf
die finanzielle Leistungsfähigkeit des Trägers der
Krankenanstalt und der Krankenversicherungsträger
Bedacht zu nehmen. Die von der Schiedskommission
festzusetzenden Pflege(Sonder)gebührenersätze für
öffentliche Krankenanstalten, die nicht von einer Ge-
bietskörperschaft betrieben werden, dürfen nicht
niedriger sein als jene, die vom gleichen Versiche-
rungsträger an den Rechtsträger der nächstgelege-
nen öffentlichen von einer Gebietskörperschaft be-
triebenen Krankenanstalt mit gleichartigen oder an-
nähernd gleichwertigen Einrimtungen, wie sie durch
die Funktion dieser Krankenanstalt erforderlich sind,
geleistet rwerden, Di.e Entscheidung der Schied.s-
kommission über Sondergebührenersätze' hat vorzu.,.
sehen, daß die Versicherungs<träger den Rechtsträ-
gern der öffentlichen Krankenanstalten nach Ablauf
von sechs Wochen nach Erhalt der Abrechnung oder
allfällig,en Zwisd.len.abremnung Verzugszinsen in
der Höhe von 8,5 v. H. von der Differenz zwischen
den hereits IgeLeisteten Zahlungen und, den von der

•

•
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Schiedskommission fef;jtg,esetztenSondergebührener-
sätzen zu leisten haben.

I
Deckung des Betriebsabganges

(1) Als Betriebsabgang wird in der Folge die um
die für ein Kalender-(Gebarungs-)Jahr geleisteten
Betriebs- und sonstigen Zuschüsse - ausgenommen
Investitionszuschüsse - des Krankenanstalten-Zu-
sammenarbeitsfonds (§ 15 des Bundesgesetzes über
die Errichtung eines Krankenanstalten-Zusammen-
arbeitsfonds, BGBI. Nr. ./1978) verminderte Sum-
me jener Betriebs- und Erhaltungskosten der öffent-
Urnen Krankenanstalt desselben Jahres verstanden,
dLe.-durchdie E'innahrmennicht ;g,e'deckt'$lind.

§ 2

(,) Das Land deckt den Betriebsabg.ang der öffent-
lichen Krankenanstalten nach Maßgahe der B:estim-
mun,g,en dieselS Gesetzes in einem Ausmaß, das
83 v. H. d.er Ge:samtsurrume:Id€rBetrJ,e!b's;a;hg,ärugeaHe'r
öffentlichen KrankenanstaLten entspricht (Landesbei-
trag).

(3) Das Landes''9!ebie.t'bildet gleichzeitig Beitrag,s-
bezirk und Krankenanstaltensprengel. Durch die Be'-
stimmung des Krankenanstaltenspreng,els und des
BeitragsbeziIlkes wird das räumliche Gebiet um-
schrieben, inneIiha1b dessen Krankenanstalten nach
Maß,g,abecLieses Gesetzes AnSipruch auf Beitragslei-
stung zum Betriebsahgang haben. Dem Krankenan-
staltensprerugel bzw. dem Beitrag,sbezirk kommt kei-
ne RechtSipersönlichkeit zu.

(4) Der Betriebsabg:ang wird" nach ,Maßgabe der
folgenden ,Beshmmungen gedeckt:
a) Es werden zunächst für jede Krankenanstalt als

Vorzugsanteil 61,5 v. H. ihres Betriebsahganges
g,edeckt;

b) der durch die Aufteilung gemäß lit. a nidü ver-
Ibraumte Teil des Landesbeitrages wird nach fol-
g,endem SchLüssel auf die einzelnen Krankenan-
stalten verteilt: Der zur Verteilung Ibestimmte
Betrag wird .durch die Summ€ d€r Jahresver-
pfleg,sta-ge aller an ,der Abgangisrdeckung betei-
ligten Kr:ankenanstalten geteilt und ,für jede An-
stalt mit der Summe ihr,er Jahresverpflegstage
verwielfacnt. Der .sich, daraus ergebende Betrag
wi:r:dtür jede Krankenanstalt nach Maß,gabe des
Abs. 5 'zusätzlich zum VOf1zugsanteiL(Et. a) ge-
währt (Belagsanteil).

(5) Der Belag;santeil (Abs. 4) ist jedoch nur in ei- .
nem Aus,maß aus.zuschütten, ,daß für keirue Kranken-
anstalt ein größ,erer Beitrag ·gelei'stet wird, als
95 v. H. des Betriebsabgang.es entspricht (Höch.t-
deckung).

(6) Err~icht die Summe aller g,emäß Abs. 4 und 5
geleisteten Beiträge nicht das Ausmaß d€s Landes-
beitrages, so ist die Diiiferenz nach dem VeI1hältnis
der Jahresverpflegsta,ge ,auf jene Krank.enanstalten
aufzuteilen, die Hömstdeckung (Abs. 5) nidl1 er-
reicht haben. Die VerteiLung, ist so lange fortzuset-
zen, his aLle Mittel auf.g,.ebraucht sind (Restventei-
lung.). Die Bestimmung des Abs. 5 gtilt auch für die
Re'StverteiLung.

l
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(7) Die Gemeinden haben zum Landesbeitrag
(Abs. 2) Krankenanstaltenbeiträge zu leisten, und
zwar in einer Höhe, die in der Summe 40 v. H. der
Gesamtsumme der Betriebsabgänge (Abs. 1) aller
öffentlichen Krankenanstalten entspricht. Die Be-
stimmungen des § 48 des O. Ö. Krankenanstalten-
gl~setzes 1976 - mit AusnaJhme des. BnSlten Sauws
im Ahs. 1 - bI.eihen ,unberührt.

§ 3
Abgabenbefreiung des Fonds

Der Krankenanstalten-Zusammenarbejtsfonds ist
von allen landesrechtlich ,glere.g,elten Ahg\uben be-
freit.

'.

(8) Die Landesregierung hat für jede öffentliche
Krankenanstalt zu Beginn jedes Jahres den nach
dem genehmigten Voranschlag für das laufende Jahr
zu erwartenden Betriebsabgang festzustellen und
den gemäß den Abs. 4 bis 6 zu deckenden Anteil zu
etmiLle1n. VOll diesem Belrag isl jeweils l.Ulll

1. März, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember als
Abschlag ein Viertel dem Rechtsträger der öffent-
lichen Krankenanstalt anzuweisen. Die Bestimmun-
gen des § 49 Abs. 2 und 3 des O. Ö. Krankenanstal-
tengesetzes 1976 bleiben unberührt.

§ 4
Haftung für Darlehen an den Fonds

Das Land Oberösterreich. haftet für Darlehen, die
der Krankenanstalten-ZusammeI1Jarbe1ts.foncLszur Fi-
nanz-ierung bestimmter Investitionsvorhaben auf-
nimmt, soweit solidarisdl mit dem Bund, als die
daraus enfließenden Mittel einer in Oberästerreich
gelegenen Kranken.anstalt zugute kommen und der
Vertreter des Landes Oberösterreich in der Fonds-
versammlung ,auf Grund einer vonher,i'Qenenmspre-
chenden Entscheidung der Landesregierung - bzw.
wenn Rechtsträger der Anstalt ein anderes Land ist,
diE.sesLand ~ zus.timmt.

§ 5
Schluß- und Ubergangsbestimmungen •

(1) Dieses Gese'tz tritt unter de'r Voraussetzung
des Inkralttr:etens der Vereinbarung zwischen dem
Bund und den Ländern über die KrankcIllanstalten-
finanzierung; und ,die Dotierung des Wasserwirt-
sd1aftsfonds, BGBI. Nr. /,1978,mit WirkUJligvom
1. Jänner 1978 in Kraft. Mit diesem Zeitpunkt treten
§ 44 Abs. 7, § 47, der erste Satz des § 48 Abs. 1 und
§ 49 Abs. 1 des O. Ö. Krankenanstaltengesetzes 1976
außer Kraft.

(2) Soweit im O. Ö. Krankenanstaltengesetz 1976
oder in anderen landesgesetzlichen Regelungen

a) auf Bestimmungen verwiesen wird, die durch
dieses Gesetz aufgehoben werden, treten an de-
ren Stelle die sinngemäß entsprechenden Bestim-
mungen dieses Gesetzes;

b) auf Zweckzuschüsse des Bundes nach den §§ 57
und 59 des Krankenanstaltengesetzes verwiesen
wird, sind darunter auch die Betriebs- und son-
stigen Zuschüsse des Krankenanstalten-Zusam-
menarbeitsfonds zu verstehen.
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(3) Die Abschlagszahlungen auf den Landesbei-
trag (§ 2 Abs. 8) des Jahres 1978 sind unter Berück-
sichtti:gung der :für RechIlJUnJg':de;s Jahres 1978 vom
Kr:ankenansuB!1ten- ZusammenaJnhei tsfoncLs. .zue,nw ar-
tenden ZuschiÜSts,eneu zu eIlmitteln. nie ün Jahre
1978 .bereibs gelieisteten A'Qschl'ClJglsz,ab.1urugen sind
auf ,die ,so ermit'belten Beträgl€ anzurechnen.

(4) Die Krankenanstaltenbeiträge der Gemeinden
(§ 2 Abs. 7) des Jahres 1978 sind unter Berücksich-
tigung des Abs. 3 neu zu ermitteln und vorzuschrei-
ben. Die von den Gemeiniden hierfür Iber,eiltJsgielei-
steten Krankenanstaliterube'i,trägre :sind auf die ISO

enmit.teltent Beträge anzurechnen.
(5) Bei ,der endgülti.gen B:enechlnuIljg des Larud,es-

beitI'ag,es 'zUim BetIiiebsa:bgang, ,der Jahre 1976 und
1,977 ist § 47 IcLes~O. Ö. K!pal1Jkerual1Jstlaltelllg,eset-
zes 1976 in !der vor !dem Inkraft.!treten des vorhe~
gJeruden Gese,tz,€Is ,geUeI1lderu Fa'ssurug mit der Maß-
gaJbe aILzuwen;den, draß die in :dliesen heidenJ:ahren
jewei:1s an die Rechts.träg'.er Idre:r ö~ferutlichel1J K~an-
kenansta1ten tabsächUch :,geleisteten Zweckzuschüsse
de5 Bund,e,. (§§ 571f. KAG.)zu,g;rul1Jdezuleg'en s:ir]d.

(6) Dieses Gesetz trittglleichize1b~g mit :der im
Albs. 1 genannten Vereinbarung außer Kraft. In die-
sem Zeitpunkt treten -die im Abs. 1 ang,eführten Be-
stimmungen des O. Ö. Krankenanstaltenge.set-
zes 1976 wieder in Kratt.


